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69/167.  Schutz von Migranten 
 
 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf alle ihre früheren Resolutionen über den Schutz von Migranten, 
zuletzt Resolution 68/179 vom 18. Dezember 2013, sowie unter Hinweis auf die Resolu-
tion 26/21 des Menschenrechtsrats vom 27. Juni 20141, 

 in Bekräftigung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte2, in der verkündet 
wird, dass alle Menschen frei und gleich an Würde und Rechten geboren sind und ohne 
Unterschied, insbesondere nach Rasse, Anspruch auf alle darin verkündeten Rechte und 
Freiheiten haben, 

 sowie bekräftigend, dass jeder das Recht hat, sich innerhalb eines Staates frei zu be-
wegen und seinen Aufenthaltsort frei zu wählen und jedes Land, einschließlich seines ei-
genen, zu verlassen und in sein Land zurückzukehren, 

 unter Hinweis auf alle einschlägigen internationalen Übereinkünfte, insbesondere 
den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte3 und den Internationalen 
Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte3, das Übereinkommen gegen Folter 
und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe 4, das 
Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau5, das Überein-
kommen über die Rechte des Kindes6, das Internationale Übereinkommen zur Beseitigung 
jeder Form von Rassendiskriminierung7, das Übereinkommen über die Rechte von Men-

_______________ 
1 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixty-ninth Session, Supplement No. 53 (A/69/53), 
Kap. V, Abschn. A 
2  Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/menschenrechte/ 
aemr.pdf 
3 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1973 II S. 1533; 
LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS 1993 750 (Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl. 1999 
Nr. 57; öBGBl. Nr. 590/1978; AS 1993 725 (Sozialpakt). 
4 United Nations, Treaty Series, Vol. 1465, Nr. 24841. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1990 II 
S. 246; LGBl. 1991 Nr. 59; öBGBl. Nr. 492/1987; AS 1987 1307. 
5 Ebd., Vol. 1249, Nr. 20378. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1985 II S. 647; LGBl. 1996 
Nr. 164; öBGBl. Nr. 443/1982; AS 1999 1579. 
6 Ebd., Vol. 1577, Nr. 27531. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1992 II S. 121; LGBl. 1996 
Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993; AS 1998 2055. 
7 Ebd., Vol. 660, Nr. 9464. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1969 II S. 961; LGBl. 2000 
Nr. 80; öBGBl. Nr. 377/1972; AS 1995 1164. 
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schen mit Behinderungen8, das Wiener Übereinkommen über konsularische Beziehungen9 
und die Internationale Konvention zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und 
ihrer Familienangehörigen10, 

 in der Erkenntnis, dass die Internationale Konvention zum Schutz der Rechte aller 
Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen einen maßgeblichen Beitrag zum in-
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 unterstreichend, wie wichtig der Menschenrechtsrat ist, wenn es darum geht, die 
Achtung des Schutzes der Menschenrechte und Grundfreiheiten aller, einschließlich der 
Migranten, zu fördern, 

 anerkennend, dass Frauen beinahe die Hälfte aller internationalen Migranten ausma-
chen, sowie in dieser Hinsicht anerkennend, dass Wanderarbeitnehmerinnen einen wichti-
gen Beitrag zur sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung in den Herkunfts- und Ziellän-
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 eingedenk dessen, dass bei der Politik und den Initiativen zur Migration, auch soweit 
sie die geordnete Steuerung der Migration betreffen, ganzheitliche, die Ursachen und Fol-
gen des Phänomens berücksichtigende Ansätze sowie die uneingeschränkte Achtung der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten von Migranten gefördert werden sollen, 

 betonend, wie wichtig es ist, dass die Vorschriften und Gesetze zur irregulären Mi-
gration auf allen staatlichen Ebenen mit den Verpflichtungen der Staaten nach dem Völker-
recht, einschließlich der internationalen Menschenrechtsnormen, im Einklang stehen, 

 sowie betonend, dass die Staaten verpflichtet sind, die Menschenrechte von Migran-
ten ungeachtet ihres Migrationsstatus zu schützen, namentlich bei der Durchführung ihrer 
spezifischen Maßnahmen im Bereich Migration und Grenzsicherheit, und mit dem Aus-
druck ihrer Besorgnis über Maßnahmen, bei denen namentlich auch im Rahmen einer Poli-
tik zur Verringerung der irregulären Migration diese nicht als Ordnungswidrigkeit, sondern 
als Straftat behandelt und damit den Migranten der volle Genuss ihrer Menschenrechte und 
Grundfreiheiten verweigert wird, und in dieser Hinsicht darauf hinweisend, dass Sanktio-
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 3. bekräftigt die in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte2 verankerten 
Rechte und die Pflichten der Staaten nach den Internationalen Menschenrechtspakten3 und 

 a) verurteilt in dieser Hinsicht nachdrücklich die gegen Migranten gerichteten 
Akte, Bekundungen und Äußerungen von Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremden-
feindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz sowie die häufig auf sie ange-
wandten Klischees, unter anderem aufgrund der Religion oder der Weltanschauung, und 
fordert die Staaten nachdrücklich auf, wenn es zu Hasskriminalität, fremdenfeindlichen 
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Kindes ein Gesichtspunkt ist, der vorrangig berücksichtigt wird, und gegebenenfalls bei 
Kindermigranten Haftalternativen zu nutzen; 

 c) ermutigt die Staaten, zusammenzuarbeiten und geeignete Maßnahmen zu tref-
fen, um die Schleusung von Migranten zu verhüten, zu bekämpfen und anzugehen, unter 
anderem indem sie Rechtsvorschriften, politische Maßnahmen, den Informationsaustausch 
und gemeinsame operative Funktionen stärken, Kapazitäten ausbauen und Möglichkeiten 
für eine geordnete, sichere und würdevolle Migration unterstützen sowie Gesetzgebungs-
methoden stärken, um Akte der Schleusung von Migranten unter Strafe zu stellen; 

 d) fordert alle Staaten nachdrücklich auf, wirksame Maßnahmen zur Verhütung 
und Bestrafung jeder Form der rechtswidrigen Entziehung der Freiheit von Migranten 
durch Einzelpersonen oder Gruppen zu beschließen; 

 e) ersucht die Staaten, konkrete Maßnahmen zu beschließen, um die Verletzung 
der Menschenrechte von Migranten während ihres Transits zu verhindern, namentlich in 
Häfen, auf Flughäfen, an Grenzen und Migrationskontrollstellen, und die in solchen Ein-
richtungen und in Grenzgebieten tätigen Amtsträger darin zu schulen, Migranten mit Re-
spekt und im Einklang mit ihren Verpflichtungen gemäß den internationalen Menschen-
rechtsnormen zu behandeln; 

 f) fordert die Staaten auf, Akte der Verletzung der Menschenrechte von Migran-
ten und ihren Familienangehörigen, wie etwa willkürliche Inhaftierung, Folter und Verlet-
zungen des Rechts auf Leben, einschließlich außergerichtlicher Hinrichtungen, während 
ihres Transits aus ihrem Herkunftsland in das Zielland und umgekehrt, einschließlich ihres 
Transits über nationale Grenzen hinweg, in Übereinstimmung mit den anwendbaren 
Rechtsvorschriften strafrechtlich zu verfolgen; 

 g) erkennt an, dass Migranten in Situationen des Transits, namentlich über natio-
nale Grenzen hinweg, besonders schutzbedürftig sind und dass auch unter diesen Umstän-



Schutz von Migranten A/RES/69/167 
 

7/10 

 m) legt allen Staaten nahe, im Einklang mit den geltenden Rechtsvorschriften und 
Vereinbarungen rechtswidrige Hindernisse, die dem sicheren, transparenten, uneinge-
schränkten und zügigen Transfer von Überweisungen, Einkünften, Vermögenswerten und 
Ruhestandsgeldern von Migranten in ihr Herkunfts- oder ein Drittland im Wege stehen 
könnten, zu beseitigen und gegebenenfalls Maßnahmen zur Lösung der sonstigen Proble-
me zu erwägen, die solche Transfers möglicherweise behindern; 

 n) weist darauf hin, dass in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte aner-
kannt wird, dass jeder Mensch Anspruch auf einen wirksamen Rechtsbehelf bei den zu-
ständigen innerstaatlichen Gerichten gegen Handlungen hat, durch die seine ihm zustehen-
den Grundrechte verletzt werden; 

 5. betont, wie wichtig es ist, Menschen in Situationen, die sie verwundbar ma-
chen, zu schützen, und 

 a) äußert sich in dieser Hinsicht besorgt über die vermehrten Aktivitäten grenz-
überschreitender und nationaler Gruppierungen der organisierten Kriminalität und anderer, 
die ohne Rücksicht auf gefährliche und unmenschliche Bedingungen, unter flagranter Ver-
letzung des nationalen Rechts und des Völkerrechts und unter Verstoß gegen internationale 
Normen von Verbrechen an Migranten, insbesondere an Frauen und Kindern, profitieren; 

 b) 
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 i) fordert die Staaten nachdrücklich auf, dafür zu sorgen, dass die Rückfüh-
rungsmechanismen die Ermittlung und den besonderen Schutz von Menschen in Situatio-
nen der Verwundbarkeit ermöglichen, namentlich auch von unbegleiteten Kindern und 
Menschen mit Behinderungen, und im Einklang mit ihren internationalen Verpflichtungen 
und Zusagen den Grundsatz des Wohles des Kindes, die Klarheit in Bezug auf die Auf-
nahme sowie Betreuungsregelungen und die Familienzusammenführung zu berücksichtigen; 

 j) fordert die Vertragsstaaten des Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen 
die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität und der dazugehörigen Zusatzprotokol-
le19 nachdrücklich auf, sie voll durchzuführen, und fordert die Staaten, die diese Überein-
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fen, unter anderem indem sie gewährleisten, dass die Politik und die Systeme für den Kin-
derschutz grenzüberschreitend abgestimmt werden und den internationalen Menschen-
rechtsnormen voll genügen; 

 c) legt den Staaten außerdem nahe, beim Zeugenschutz in Fällen der Schleusung von 
Migranten wirksam zusammenzuarbeiten, ungeachtet des Migrationsstatus der Betreffenden; 

 d) legt den Staaten ferner nahe, beim Zeugen- und Opferschutz in Fällen des Men-
schenhandels wirksam zusammenzuarbeiten, ungeachtet des Migrationsstatus der Betreffenden; 

 e) fordert das System der Vereinten Nationen und die anderen zuständigen inter-
nationalen Organisationen und multilateralen Institutionen auf, bei der Erarbeitung von 
Methoden für die Erhebung und Verarbeitung statistischer Daten über die internationale 
Migration und die Lage der Migranten in den Herkunfts-, Transit- und Zielländern ver-
stärkt zusammenzuarbeiten und den Mitgliedstaaten bei ihren Anstrengungen zum Aufbau 
diesbezüglicher Kapazitäten zu helfen; 

 10. ermutigt 
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 14. bittet den Sonderberichterstatter, der Generalversammlung auf ihrer siebzigsten 
Tagung unter dem Punkt „Förderung und Schutz der Menschenrechte“ seinen Bericht vor-
zulegen und einen interaktiven Dialog mit ihr zu führen; 

 15. nimmt Kenntnis von dem Bericht, den der Sonderberichterstatter der General-
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